Sebastian Knopf, Vorsitzender der Fraktion DIE LINKE im Stadtrat Worms

1. Warum ist DIE LINKE Worms vom Bürgerhaushalt überzeugt?
 

Wir sind der Überzeugung, dass politische Entscheidungswege geöffnet werden müssen und dadurch stärker der Sachverstand der Bürgerinnen und Bürger genutzt werden kann. Das bisherige Entscheidungssystem ist zu stark durch Parteien durchsetzt und aus unserer Sicht nicht mehr zukunftsfähig. Außerdem können viel stärker Verbände und Vereine in die politische Arbeit einbezogen werden.
Zudem ist es dadurch, das vorhandene themenorientierte Engagement von Menschen stärker kommunalpolitisch zu nutzen.
 

2. Wie war der Weg in Worms zum Bürgerhaushalt?
 

Schon 2004 hatten wir als Wormser PDS die Forderung nach einem Bürgerhaushalt ins unserem Kommunalwahlprogramm.2007 führten wir dann eine erste Veranstaltung mit Christina Emmrich, Bezirksbürgermeisterin von Berlin-Lichtenberg, durch. In Lichtenberg wird der Bürgerhaushalt seit Jahren erfolgreich durchgeführt.
Auch im Jahr 2009 hatten wir den Bürgerhaushalt wieder in unserem Wahlprogramm. Während des Wahlkampfs war auffällig, das es von den anderen Parteien keine generelle Ablehnung gab, sondern eher Unkenntnis und Befürchtungen, ob so ein Bürgerhaushalt auch in Worms funktionieren könnte. 
Deswegen war für uns klar, dass als erster Schritt Aufklärungsarbeit notwendig sein würde, bevor wir als Stadtratsfraktion überhaupt einen Antrag stellen. So planten wir gemeinsam mit der Jenny Marx Gesellschaft/Rosa Luxemburg Stiftung für den November 2010 eine Fachkonferenz zum Thema „Ein Bürgerhaushalt für Worms?“ und luden den Stadtvorstand, alle Stadträte sowie alle Mitglieder der Ortsbeiräte und Ortsvorsteher ein. Als Referenten konnten wir Christina Emmrich, Prof. Dr. Helmut Klages von der Verwaltungshochschule in Speyer und Sebastian Schneider von Universität Oldenburg gewinnen. 
Auch medial wurde die Veranstaltung von der Presse im Vorfeld sowie in der Nachberichterstattung gut begleitet. Auch wenn die Veranstaltung nicht gut besucht war, signalisierte mir der Oberbürgermeister Michael Kissel (SPD), dass die Stadtverwaltung ebenfalls erste Überlegungen zu diesem Thema anstellte. Grund hierfür waren unter anderem die Vorgänge rund um Stuttgart 21 und die hohen Beteiligungen beim Bürgerhaushalt in Trier. Wir kamen also mit der Veranstaltung zum richtigen Zeitpunkt und verliehen damit unser Forderung den nötigen Nachdruck.
Im Februar brachte der Oberbürgermeister dann einen ersten Vorschlag in den Ältestenrat ein, der dann, leicht überarbeitet, Eingang in die Beratungen des Haupt- und Finanzausschusses fand und im April dann einstimmig vom Wormser Stadtrat beschlossen wurde. Somit war der Weg frei für den ersten Durchlauf des Wormser Bürgerhaushaltes „Haushalt im Dialog“. 
Klar war immer, dass DIE LINKE und meine Person, die Urheber des Wormser Bürgerhaushaltes sind, dies wurde vom Oberbürgermeister und der Presse auch immer wieder deutlich gemacht.
Für uns gilt es nun, diesen Bürgerhaushalt weiter auszubauen, da der erste Durchlauf nur ein erster Schritt sein kann.
 

3. Wie geht es weiter?
 

Der Bürgerhaushalt ist ein Kind, welches sich entwickeln muss. Durch den Bürgerhaushalt ist ein Lernprozess für Politik, Verwaltung und die Bevölkerung in Gang gekommen. Auch wenn das Wormser Modell noch nicht das ist, was wir uns als LINKE vorstellen, wichtig ist, dass ein erster Schritt gemacht worden ist.  Die Beteiligung in Worms beim ersten Durchlauf liegt bei über 500 Menschen.  
 

Wir wollen den Seniorenbeirat, das Jugendparlament und den Migrationsbeirat anschreiben und sie bitten, den ersten Durchlauf zu beurteilen und Verbesserungsvorschläge zu machen.
 

4. Weitere Gedanken zur Bürgerbeteiligung
 

Problem für die Kommunalpolitiker sind die Zielgruppenkonflikte, da es Aufgabe ist, sehr unterschiedliche Interessen in einer Kommune unter einen Hut zu bringen. Problematisch wird dies durch den hohen Individualisierungsgrad in unserer Gesellschaft. "DEN BÜRGER" gibt es nicht.
Wichtig ist eine frühzeitige Einbindung der Menschen in Entscheidungsprozesse, dies kann man zum Beispiel durch eine Einwohnerbeteiligungssatzung regeln.
Entscheidend ist auch die Frage, wie man an die Menschen heran kommt. Wichtig ist, das man als Partei zu den Menschen geht, nicht darauf wartet, dass die Menschen zu einem kommen.
Wichtig ist, dass man insbesondere benachteiligte Bevölkerungsschichten im Blick hat, insbesondere MigrantInnen, sozialbenachteiligte Menschen und die Jugend. Hier sind die Beteiligungszahlen bei Bürgerhaushalten oft sehr niedrig. Hier bedarf es großer Anstrengungen, diese Bevölkerungsgruppen stärker einzubinden.
Um mehr Menschen zu erreichen und zum Mitmachen zu bewegen, ist es wichtig, Beteiligungsprozesse so kleinteilig wie möglich zu gestalten. Das heißt, möglichst auf Stadtteil/Kiez-Ebene organisieren. Die Menschen interessieren sich am meisten für die Dinge, die vor ihrer Haustür passieren.
 

Bei Bürgerhaushalten sollte man keine Einschränkung von Themen machen und zum Beispiel das Ganze nur auf freiwillige Leistungen beschränken, die oftmals nur noch einen kleinen Bruchteil des städtischen Haushalt ausmachen. Wichtig ist es, die Menschen bei der Investitionsplanung mit einzubeziehen.
 

Für linke Kommunalpolitiker ist aus meiner Sicht wichtig, nicht populistisch jeder Forderung hinterherzulaufen, auch wenn aus gut gemeinten Motiven passiert. Man sollte abwägen, was der Mehrheit nutzt und was nicht. Wichtig ist Verbindlichkeit, man muss sich auf uns verlassen können. Wir müssen zu unseren Worten und Forderungen stehen.
 

Zu diskutieren ist noch die Frage, was echte Beteiligung ist. Hier gibt es Ansätze, Abstimmungen über den Haushalt in der Bürgerschaft durchzuführen oder ein Vetorecht einzuführen. Weitere Idee ist die Einführung von Bürgerbeiräten etc. Die Frage ist hier, ab wann kommt es zu gegenseitigen Blockaden in einer Kommune, führt dies zu Parallelstrukturen zum Stadtrat, Gemeinderat etc. Die nächste Frage ist, inwieweit dies mit der Landesgesetzgebung vereinbar ist.
 

DIE LINKE muss lernen, dass es bei Bürgerbeteiligung durchaus passieren können, dass in entsprechenden Beteiligungsverfahren  die Menschen für Lösungen votieren, die wir politisch ablehnen. Damit müssen wir umgehen können.
 

Fazit: Für DIE LINKE muss das Thema Partizipation, Bürgerbeteiligung, Demokratisierung eine zentrale Säule neben der Sozialpolitik und Friedenspolitik werden. Wir können das Thema tiefgreifend besetzten, bevor es andere Parteien tun.
